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Einfluss der Sozialhilfe auf die Platzierung von Pflegekindern 
Sachverhalt

Wir hören manchmal, dass von Fachstellen z.B. kantonalen KJPD eine fachliche Platzierungs-Empfehlung abgegeben wird, welche auch vom Vormund gestützt wird, aber von der finanzierenden Gemeinde abgelehnt wird.

Frage 1
Wenn fachlich eine klare, durch einen KJPD abgestützte Indikation für eine Sozialpädagogische Pflegefamilie bzw. Heilpädagogische Pflegefamilie besteht, kann die Gemeinde darauf verpflichtet werden? Oder kann Sie eine andere, weniger oder nicht geeignete Lösung, z.B. eine Heimeinweisung (in vielen Fällen muss ja zum Beispiel dann wiederum eine zusätzliche Wochenend- und Ferienlösung gefunden werden, was die Beziehungsunsicherheit der Kinder zusätzlich verstärkt) mit der finanziellen Begründung durchsetzen, die direkten Kosten für die Gemeinde sei bei einer Heimeinweisung geringer? 

Frage 2
Lässt sich vom Gesetz her ein Recht der Kinder auf eine adäquate Hilfestellung ableiten und durchsetzen? 
Frage 3

Hätte ein Vormund bei einem Rechtsverfahren gegen eine Gemeinde eine Chance? 

Welche Begründungen wären notwendig? 

Gibt es schon solche Rechtssprechungen? 

Um welche Rechtsgrundlagen handelt es sich? zB. UN-Kinderrechtskonvention.

Diese Frage stellt sich in Kantonen, welche die Heime stark subventionieren, die Pflegefamilien aber nicht. Diese müssen dann von den zuständigen Gemeinden direkt und vollständig finanziert werden, was für die Gemeinde zu höheren Kosten als die Heimeinweisung führt (obwohl die Kosten dort wesentlich höher sind).

Erwägungen

1. Der Fragestellung geht einleitend von einem Vormund aus, was bedeutet, dass es sich um ein Kind unter Vormundschaft handeln müsste (Art. 368 ZGB). Allerdings stellt sich die Frage ebenso mit Bezug auf Kinder unter umfassender elterlicher Sorge sowie für Kinder nach einem Obhutsentzug (Art. 310 ZGB). Es werden deshalb nachfolgend alle Optionen geprüft.

2. Das Kind hat gemäss schweizerischem Verfassungsrecht Anspruch auf besonderen Schutz seiner Unversehrtheit und auf Förderung seiner Entwicklung (Art. 11 BV). Die Bestimmungen des ZGB über die elterliche Sorge konkretisieren das pädagogische Programm, welches eine gedeihliche Entwicklung des Kindes fördern soll: 
a. So leiten die Eltern im Blick auf das Wohl des Kindes seine Pflege und Erziehung und treffen unter Vorbehalt seiner eigenen Handlungsfähigkeit die nötigen Entscheidungen (Art. 301 Abs. 1 ZGB). 
b. Während das Kind den Eltern Gehorsam schuldet, haben die Eltern dem Kind die seiner Reife entsprechend Freiheit der Lebensgestaltung zu gewähren und in wichtigen Angelegenheiten auf seine Meinung soweit tunlich Rücksicht zu nehmen (Art. 301 Abs. 2 ZGB). 
c. Das Kind darf ohne Einwilligung der Eltern die häusliche Gemeinschaft nicht verlassen, es darf ihnen aber auch nicht widerrechtlich entzogen werden (Art. 302 Abs. 3 ZGB, Art. 220 StGB).

d. Die Eltern haben das Kind ihren Verhältnissen entsprechend zu erziehen und seine körperliche, geistige und sittliche Entfaltung zu fördern und zu schützen (Art. 302 Abs. 1 ZGB).

e. Das Kind, insbesondere auch das körperlich oder geistig gebrechliche, hat Anspruch auf eine angemessene, seinen Fähigkeiten und Neigungen soweit möglich entsprechende allgemeine und berufliche Ausbildung (Art. 302 Abs. 2 ZGB).
3. Mit diesem Erziehungsprogramm befindet sich die Schweiz weitgehend im Einklang mit den verschiedenen internationalen Übereinkommen, denen die Schweiz völkerrechtlich verpflichtet ist, namentlich der EMRK, der UNO-Kinderrechtekonvention, dem MSA und den UNO-Pakten über bürgerliche und politische Rechte sowie über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (Hänni/Belser, 141 f.), soweit es um die Gewährung des Anspruchs auf Familienleben und auf Sicherstellung der gedeihlichen Entwicklung im Schosse der elterlichen Gemeinschaft geht. Offen bleibt die Frage, ob das schweizerische Kindesschutzrecht dem Kind auch eine hinreichende Vertretung garantiert, wenn seine Eltern ihrer Erziehungspflicht nicht nachkommen oder diese missbrauchen (Grossniklaus/Blum, ZVW 2007 S. 29).


4. Steht das Kind unter Vormundschaft, nimmt der Vormund / die Vormundin die Stellung der wegfallenden Eltern ein (Stefan Müller, S. 79; Basler Kommentar ZGB I-Affolter N 4, 13 ff. zu Art. 405).

5. Als Garant für das Kindeswohl stehen in erster Linie die Eltern, wenn ihnen nicht aus besondern Gründen die elterliche Sorge fehlt oder entzogen worden ist (Art. 296 Abs. 2, 298 Abs. 2,  311 und 312 ZGB). Sie sind berechtigt und verpflichtet, alle während der Unmündigkeit des Kindes nötigen Entscheidungen zu treffen, das Kind gehörig zu erziehen und seinem Wohl zu dienen (Hegnauer, Grundriss, § 26.01 ff.; Basler Kommentar ZGB I-Schwenzer N 2 zu Art. 301). Darunter fällt auch die Befugnis, für die geeignete Erziehung taugliche Drittpersonen beizuziehen oder das Kind Dritten anzuvertrauen (z.B. Privatschule, Kollegium, Tageseltern etc). 
a. Wenn die Eltern von ihrer Erziehungsaufgabe überfordert sind und sich durch den Beizug Dritter von ihrer Erziehungsaufgabe entlasten müssen, tragen sie dafür grundsätzlich die finanzielle Last (Art. 276 ZGB). Staatliche Organe sind in diesen Entscheid nur insofern involviert, als die Aufnahme von Pflegekindern, sei dies als Pflegeeltern oder als Institution, einer Bewilligung bedarf (Art. 316 ZGB; Art. 1 PAVO). Wieweit ihnen das Gemeinwesen für diese Entlastung Möglichkeiten bietet, ist eine Frage der sozialpolitischen Versorgungsstrukturen (Krippen, Horte, Tagesschulen etc).

b. Dasselbe gilt für den Fall, da die Eltern in ihrer Lebensplanung andere Prioritäten setzen wollen als das Kindererziehen. Sie werden diesfalls selbst und ohne öffentliche Unterstützung einen Weg finden müssen. Solange das Kindeswohl nicht gefährdet ist, bleiben solche Lösungen Privatsache.
c. Wenn das Kind besondern Betreuungs-, Behandlungs- oder Schulungsbedarf aufweist, den die Eltern nicht sicherstellen können, und die Eltern deshalb von sich aus fachliche Unterstützung anfordern, um eine geeignete ausserfamiliäre Platzierung wählen zu können, gehört es grundsätzlich zur Dienstleistung der angerufenen Fachstellen, die Finanzierung abzuklären und sicherzustellen (Leitfaden SVE S. 36 lit. 2f; Stettler, SPR S. 537 f.). Formell treten in diesen Fällen wie in den Situationen gemäss Ziff. 5.a und 5.b hievor die Eltern als Versorger auf, solange sie uneingeschränkte Inhaber der elterlichen Sorge sind. Die fachliche Grundlage für den Platzierungsentscheid (Indikation) kann ihnen aber die angerufene Fachstelle oder Fachinstanz liefern. Wenn die Eltern wirtschaftlich nicht in der Lage sind, die den Eltern verbleibenden Kosten der Platzierung zu übernehmen, steht ihnen ein Anspruch auf öffentliche Sozialhilfe zu (Art. 12 i.V.m. Art. 11 BV, kantonale Sozialhilfegesetze, Art. 2 ZUG). 

6. Ist das Wohl des Kindes gefährdet und sorgen die Eltern nicht von sich aus für Abhilfe oder sind sie dazu ausserstande, so trifft die Vormundschaftsbehörde die geeigneten Massnahmen zum Schutz des Kindes (Art. 307 ZGB). Sie kann insbesondere den Eltern die Obhut entziehen (Art. 310 ZGB) und dem Kind einen Beistand ernennen (Art. 308 ZGB) oder in besonders schwerwiegenden Fällen die elterliche Sorge entziehen (Art. 311 und 312 ZGB) und dem Kind einen Vormund / eine Vormundin bestellen. Mit Bezug auf die Platzierungskompetenz gilt folgendes:

a. Wenn die Vormundschaftsbehörde den Eltern die Obhut entzieht, geht das Obhutsrecht auf die Vormundschaftsbehörde über (BGE 128 III 9; Stettler, ZVW 2002 S. 236 ff.). Der Entscheid der Vormundschaftsbehörde, das Kind an geeignetem Ort bei Dritten unterzubringen oder bei hinreichender Reife ihm eine selbständige Wohnmöglichkeit zu bieten, bindet die nach kantonalem Recht zuständige Sozialhilfebehörde (Albisser, Festschrift, S. 29 f.; Basler Kommentar ZGB I-Breitschmid N 16 zu Art. 310; Berner Kommentar C.Hegnauer N 88 zu aArt. 284 ZGB). Insbesondere ist von Bundesrechts wegen unzulässig, eine nach den zivilrechtlichen Kindesschutzbestimmungen notwendige autoritative Unterbringung durch die Vormundschaftsbehörde von der Zustimmung der kostenpflichtigen Fürsorgebehörde abhängig zu machen (BGE 66 I 35; Albisser, Festschrift, 31; Hegnauer, ZVW 1996 S. 42;). Dieser Grundsatz galt bereits bei Einführung des ZGB (Berner Kommentar A. Silbernagel, N 22 zu aArt. 284 ZGB). Sozialhilfebehörden haben keine zivilrechtlichen Eingriffsbefugnisse (Urteil des EGM vom 26.10.2006 in ZVW 2006 S. 307 ÜR 66-06).

b. Wenn den Eltern die elterliche Sorge entzogen wird und das Kind unter Vormundschaft gestellt wird, obliegt die Zuständigkeit zur angemessenen Unterbringung des Kindes dem Vormund / der Vormundin. Vorbehalten bleibt die Zuständigkeit der Vormundschaftsbehörde für die fürsorgerische Unterbringung (Art. 405a und Art. 314a ZGB). Die Vormundin ist wie die vormundschaftlichen Behörden ein vormundschaftliches Organ (Art. 360 ZGB). Ob sich die aus der Platzierungszuständigkeit der Vormundschaftsbehörde hergeleitete Bindung der Fürsorgebehörde ohne weiteres auf den Vormund übertragen lasse, wird in der Lehre nicht klar beantwortet. So spricht Alibsser (Festschrift, S. 25 ff., 35 Ziff. 5) zwar vom Verhältnis zwischen den vormundschaftlichen Organen (worunter wie gesagt die vormundschaftlichen Behörden und der Vormund verstanden werden, Art. 360 ZGB) und der Armenbehörde, erwähnt dabei aber immer nur die Vormundschaftsbehörde und nicht den Vormund. Stefan Müller lässt in seinen Abhandlungen keine Entscheidkompetenz des Vormundes durchblicken, welche die Fürsorgebehörde binden würde, sondern verweist auf die Pflicht des Vormundes, die nötigen materiellen Mittel sicherzustellen und einzufordern (S. 174, 191, 203). Im gleichen Sinne argumentieren Tuor / Schnyder / Schmid / Rumo-Jungo (S. 535). Meier/Stettler lassen die Frage offen (Tome II S. 76 ff. und 407 f.). Demgegenüber geht Hegnauer (ZVW 1996 S. 42) davon aus, die Unterbringung durch den Vormund sei rechtlich gleichbedeutend mit der autoritativen Unterbringung durch die Vormundschaftsbehörde. Seine Argumentation scheint überzeugend, wenn er darauf hinweist, dass die Verantwortung für die Platzierung des bevormundeten Kindes beim Vormund liegt und ihm diese nicht von der Fürsorgebehörde eingeschränkt werden kann. Dem ist beizufügen, dass den Vormund selbst keine Unterhaltspflicht gegenüber seinem Mündel trifft. Seine Stellung bei der Vertretung des Kindes ist deshalb von jener der Eltern insofern anders, als die Eltern, soweit sie nicht ausdrücklich das Kind vertraglich binden (Art. 304 ZGB), kraft ihrer Unterhaltspflicht (Art. 276 ZGB) gegenüber Dritten sich selbst binden oder aber Dritten gegenüber als Garanten für die Verpflichtungen des Kindes auftreten. Demgegenüber vertritt der Vormund das Kind, und soweit dieses mittellos ist und die eingegangenen Verpflichtungen (wie z.B. ein Pflegegeld) nicht aus eigenen Mittel bezahlen kann oder muss, tritt der Vormund als Organ des Gemeinwesens auf und verpflichtet dieses als fürsorgepflichtiges Gemeinwesen. In den früheren Zeiten war dies auch insofern noch geläufiger, als die Amtsvormunde in vielen Gemeindeorganisationen Organstellung hatten und als handlungsbefugte (Chef-)beamte galten – eben weil sie durch ihre vertraglichen Aktivitäten zugunsten der Mündel das Gemeinwesen verpflichten konnten. Daran hat sich gesetzlich bis heute nichts geändert, ausser dass es mit dem Anwachsen der Amtsvormundschaften und der Polyvalenz der Sozialdienste etwas dem öffentlichen Bewusstsein entrückt ist.

c. Bei der Wahl des geeigneten Pflegeplatzes dürfen die vormundschaftlichen Organe (vormundschaftliche Behörden und Vormund/in) die Belastung der kostenpflichtigen Personen und der Sozialhilfe nicht ausser Acht lassen. Der Grundsatz der Verhältnismässigkeit (Art. 5 Abs. 2 BV; BGE 126 I 112) findet auch diesbezüglich Anwendung und lässt sich in die Formel giessen „so billig wie möglich, so teuer wie nötig“ (Hegnauer, ZVW 1996 S. 42 Ziff. 3). Dementsprechend haben die vormundschaftlichen Organe  eine bevorstehende Unterbringung frühzeitig mit der kostenpflichtigen Fürsorgebehörde vorzubesprechen, damit deren allfällige Einwände und alternativen Vorschläge geprüft und gegebenenfalls berücksichtigt werden können (Hegnauer, ZVW 1996 S. 43 Ziff. 4). Das kostenpflichtige Fürsorgewesen, dem entweder kein Akteneinsichtsrecht gewährt wurde oder dessen Stellungnahme zur Angemessenheit des Pflegeplatzes nicht in den Entscheid einbezogen wurde, bleibt zwar kostenpflichtig. Es kann sich aber mittels Vormundschaftsbeschwerde zur Wehr setzen, wenn das verfügende Organ nicht derselben Körperschaft angehört, oder andernfalls die Aufsichtsbeschwerde beanspruchen (Hegnauer, ZVW 1996 S. 43 Ziff. 5 und dort zitierte Quellen). Offensichtlich unangemessene vormundschaftliche Massnahmen mit Kostenfolgen kann das zuständige Fürsorgewesen mittels Verfügung ablehnen, womit das verfügende vormundschaftliche Organ auf den Beschwerdeweg verwiesen wird, sofern es nicht derselben Körperschaft angehört wie das Fürsorgeorgan (Hegnauer, ZVW 1996 S. 43 Ziff. 6). Diesfalls könnte sich das Fürsorgewesen nur an die Aufsichtsbehörde des verfügenden vormundschaftlichen Organs wenden, um eine Korrektur des Platzierungsentscheides erwirken zu können, es bliebe aber bis zum Vorliegen eines neuen Entscheides kostenpflichtig.


7. Damit lassen sich die Fragen wie folgt beantworten:

a. Frage 1 (Verpflichtung der Gemeinde auf eine klare Indikation)
Es ist zu unterscheiden zwischen Fällen, welche sofortiges Handeln erfordern, und solchen, bei welchen keine unmittelbare Gefahr im Verzug ist: Ist sofortiges Handeln nötig, und erhalten die Eltern trotz fachlich abgestützter Indikation von der Fürsorgebehörde keine Kostengutsprache der Sozialbehörde für die empfohlene Massnahme, bleibt nur der Weg über die Vormundschaftsbehörde, welche gegebenenfalls vorsorglich, d.h. nach summarischer Prüfung der Sachlage, zu entscheiden hat. Die Notwendigkeit, trotz Einverständnisses oder gar eigener Initiative der Eltern die Vormundschaftsbehörde einzuschalten und eine Kindesschutzmassnahme anzuordnen, liegt im Umstand begründet, dass das Kindeswohl gefährdet ist und die Eltern aufgrund der Weigerung der Sozialbehörde ausserstande sind, das Nötige anzuordnen. Das bildet gemäss Art. 307 ZGB hinreichend Grund für eine Kindesschutzmassnahme. Wenn die Sozialhilfe- und die Vormundschaftsbehörde dasselbe Gremium sind („Sozialbehörde“, „Gemeinderat als Vormundschafts- und Fürsorgebehörde“ oder „Vormundschafts- und Fürsorgekommission“) und deshalb von der VB kein anderer Entscheid gefällt wird als von der FüB, bleibt kein anderer Weg als die Aufsichtsbeschwerde an die vormundschaftliche Aufsichtsbehörde.

Ist kein sofortiges Handeln nötig, empfiehlt sich ein begründetes Gesuch an die Sozialhilfebehörde um eine anfechtbare Verfügung für eine Kostengutsprache. Dem Gesuch ist die Begutachtung oder Empfehlung der Fachstelle oder der Fachinstanz beizulegen.

Die Sozialhilfebehörde hat die Möglichkeit, eine günstigere geeignete Lösung vorzuschlagen. Im Verhältnis Eltern-Sozialhilfebehörde kommt der Sozialhilfebehörde die Verfügungsbefugnis zu, allerdings mit der Möglichkeit, die Angemessenheit des Unterstützungsentscheides durch die Eltern oder durch das Kind anzufechten.

Hat die Vormundschaftsbehörde den Platzierungsentscheid getroffen (Art. 310 ZGB), oder steht das Kind unter Vormundschaft (Art. 368 ZGB), ist die Sozialhilfebehörde an den Platzierungsentscheid gebunden. Allerdings müssen die vormundschaftlichen Organe bei ihrem Entscheid die Sozialhilfebehörde anhören und deren abweichende Empfehlungen prüfen. Kostenfolgen allein sind aber nie ein hinreichendes Argument, namentlich nicht für die Entscheidung, ob im konkreten Fall eine Platzierung in ein Heim oder in eine (geeignete!) Pflegefamilie vorzunehmen sei.

b. Frage 2 (Rechte des Kindes)
Das Kind hat einen verfassungsmässigen Anspruch auf besonderen Schutz seiner Unversehrtheit und auf Förderung seiner Entwicklung (Art. 11 BV). Zudem ist das pädagogische Programm für eine kindergerechte Erziehung und für die Heranführung des Kindes zu einer selbständigen Persönlichkeit in den Art. 301 und 302 ZGB in den wesentlichen Gründzügen festgelegt, woraus sich die Rechte des Kindes ableiten lassen. Das Problem liegt eher in der Durchsetzbarkeit dieses Erziehungsprogramms, weil die Behörden keinen dominanten Einfluss auf die gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung haben und dem Erziehungsmonopol der Eltern in der Regel erst dann etwas entgegenzusetzen haben, wenn das Kind Auffälligkeiten aufweist. Präventive Massnahmen werden zusehends umstrittener (nachdem in aktuellen politischen Kampagnen bereits die Förderung von Krippen und Horten als DDR-like disqualifiziert werden). An sich wäre es Sache der Vormundschaftsbehörden, bei Gefährdung des Kindeswohls dessen Interessen durchzusetzen. In der Praxis ist allerdings bekannt, dass dies nicht immer ausreicht und der Rechtsschutz für Kinder einer Intensivierung bedarf (BGE 5C.51/2005 vom 2. September 2005 in ZVW 2006 S. 98 ÜR 11-06; 5P.41/2006 vom 17. Februar 2006 in ZVW 2006 S. 203 ÜR 53-06; Grossniklaus/Blum, ZVW 2007 S. 23 ff.). Das bedeutet, dass urteilsfähige Kinder heute vermehrt zu einer selbständigen Interessenwahrung zugelassen werden, nicht gelöst ist dagegen die Vertretung urteilsunfähiger Kinder, wie dies beispielsweise das Scheidungsrecht in Art. 146 ZGB vorsieht.

c. Frage 3 (Chancen des Vormundes)
Geht man davon aus, der Vormund eines Kindes (Art. 368 ZGB) sei als vormundschaftliches Organ in der Lage, einen für die Sozialhilfebehörde verbindlichen Platzierungsentscheid zu fällen (vgl. oben Ziff. 6 b), beantwortet sich die Frage von selbst. Vertritt man die defensivere Haltung, hätte der Vormund bei der Sozialhilfebehörde ein Gesuch zu stellen um Kostengutsprache und bei Abweisung eine anfechtbare Verfügung zu verlangen. Wird mit dem Sozialhilfeentscheid den Interessen des Kindes nicht Rechnung getragen, d.h. werden beispielsweise allein Kostenfragen dem Kindesinteressen übergeordnet, wird der Vormund grosse Aussicht auf Durchsetzung seines Platzierungsentscheides haben (durch Gutheissung seiner Beschwerde gegen den Sozialhilfeentscheid). Handelt es sich allerdings nicht um eine Vormundschaft für ein Kind, sondern um eine von den Eltern initiierte oder wenigstens mitgetragene Platzierungsabsicht ohne behördliche Kindesschutzmassnahme, müssten die Eltern die Beschwerde  gegen einen abweisenden Sozialhilfeentscheid führen. Wenn dagegen die Vormundschaftsbehörde nach Art. 310 ZGB ein Kind unterbringt, ist die Sozialhilfebehörde an diesen Entscheid gebunden.

Die Beschwerde des Vormundes und der platzierungswilligen Eltern, auch die Beschwerde des Kindes selbst, wäre mit der Wahrung des Kindeswohls zu begründen, wobei auf die spezifischen Bedürfnisse des Einzelfalls abzustellen ist. Es versteht sich, dass damit von einem allgemein gültigen, unserer wertpluralistischen Gesellschaft Rechnung tragenden Kindeswohlbegriff auszugehen ist und für das Kind nicht immer das Optimum erreichbar ist. Auf jeden Fall muss aber eine Lösung durchgesetzt werden können, welche das Kind vor offensichtlichen Gefährdungen in seinem heutigen Umfeld fernhält und seine gedeihliche Entwicklung sicherstellen kann. Die für die Förderung des Kindeswohls massgeblichen Kriterien lassen sich im Wesentlichen aus den Art. 301 und 302 ZGB herleiten. Im Rahmen dieser Kurzberatung konnte die Rechtsprechung in den 26 Kantonen nicht untersucht werden, soweit erkennbar und aufgrund einer kurzen telefonischen Umfrage ermittelt, sind keine weiteren Gerichtsentscheide bekannt.
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